
Tarifverhandlungen Tageszeitungen: 

Ergebnislos vertagt
ver.di fordert 5,5 Prozent 
Zur ersten Verhandlung um eine Entgelt-
erhöhung für die Beschäftigten in den bay-
erischen Zeitschriftenverlagen trafen sich 
Ende Oktober die ver.di-Tarifkommission und 
die bayerischen Zeitschriftenverleger. ver.di 
fordert 5,5 Prozent für alle Beschäftigten 
in den bayerischen Zeitschriftenverlagen, 
einschließlich der Auszubildenden, bei einer  
-Laufzeit von zwölf Monaten. Die Arbeitge-
berseite legte ein Gegenangebot vor: Bei 
einer Laufzeit von 30 Monaten (bis April 
2016) soll es zwei Erhöhungen geben. Zwei 
Prozent zum 1. Januar 2014 und weitere 
1,5 Prozent zum 1. Januar 2015.  
Die ver.di-Tarifkommission lehnte die über-
lange Laufzeit ab. Sie ist weder hinsichtlich 
der wirtschaftlichen Lage noch mit Blick auf 
die Inflationsentwicklung überschaubar. Zu-
dem ist die angebotene Erhöhung von 3,5 
Prozent nicht ausreichend. 
Die Verhandlungen werden am 29. Novem-
ber 2013 fortgesetzt.

http://tinyurl.com/mhexjuu

Presseausweis 2014
Der Antrag für den Presseausweis 2014 ist 
in den örtlichen Büros der dju erhältlich und 
kann auch online von den dju-Internetseiten 
geladen werden.  Details: 

http://dju.verdi.de

„Nachdem wir die Pläne des BDZV nun ge-
nauer kennen, wird klar, welche Einschnitte 
die Verlegervertreter von den Journalistin-
nen und Journalisten fordern“, sagte der 
stellvertretende Vorsitzende der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) Frank 
Werneke nach der fünften Verhandlungs-
runde am 11. November für die rund 14.000 
Redakteurinnen und Redakteure und Freie 
bei Tageszeitungen.
Nicht nur das kaum als solches zu bezeichnen-
de Gehaltsangebot, das der Bundesverband 
Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) gemacht 
habe, sondern auch das Bestehen auf spürba-
ren Kürzungen in den manteltariflichen Rege-
lungen ließen eine zeitnahe Einigung unwahr-
scheinlich erscheinen. „Die Journalistinnen 
und Journalisten nach Jahren des Reallohn-
verlusts mit einer Einmalzahlung für 2014 und 
dann erst einer Gehaltserhöhung von maximal 
1,4 Prozent abspeisen zu wollen, während es 
für viele Redakteurinnen und Redakteure ins-
besondere im Norden eine komplette Nullrun-
de bis mindestens Ende 2015 geben soll, das 
ist genau so wenig akzeptabel wie die geplante 
Kürzung des Urlaubsgelds und der Jahresson-
derleistung“, kritisierte Werneke. Der Urlaubs-
tageanspruch solle darüber hinaus eingefro-
ren werden und für Neueinzustellende auf 30 

Tage reduziert werden. Und das sei nur ein 
kleiner Ausschnitt aus dem von den Verlegern 
vorgelegten Streichkatalog. „Jetzt gilt es, den 
Protest gegen die Verschlechterungspläne 
des Verlegerverbandes zu verstärken“, kündig-
te Werneke an.
Die Streiks und Protestaktionen in sechs 
Bundesländern, die die Verhandlungen am           
11. November begleitet hatten, seien ein ers-
tes Signal dafür gewesen: „Die Kolleginnen und 
Kollegen aus den Redaktionen haben auf diver-
sen Kundgebungen und Veranstaltungen sehr 
deutlich gemacht, dass sie keine Kürzungen, 
sondern verbesserte Tarifverträge wollen. Das 
war hilfreich“, unterstrich Werneke. Dazu hät-
ten die Gewerkschaften konkrete Forderungen 
beispielsweise zu verbesserten Wochenend-
zuschlägen und verbindlicher Arbeitszeitdoku-
mentation vorgelegt.
Die Verhandlungen werden am 9. oder 18. De-
zember in Berlin fortgesetzt. Die dju fordert für 
die Tageszeitungs-Redakteurinnen und -Redak-
teure sowie für Freie und Pauschalisten 5,5 
Prozent mehr Geld, die Einbeziehung von Onli-
nern in den Geltungsbereich der Tarifverträge 
und eine Modernisierung der Ausbildung.  

http://dju.verdi.de/rein/tarifrunde
http://tinyurl.com/ltgm2es

Streikversammung in Ulm: Rund 500 Journalisten aus Baden-Württemberg und Bayern streiken: „Faire 
Erhöhung jetzt – Keine Abstriche: Unser Mantel ist unteilbar.      Foto: Joachim E. Roettgers GRAFFITI

Journalistentag 2013
Unter dem Titel „Genug gejammert – Zukunft 

jetzt“ beschäftigt sich der 27. Journalistentag 

am 30. November in Berlin mit guten Ideen für 

modernen Journalismus. Von Crowdfunding 

über Paid Content, Berichten aus der Praxis, 

bis zur Frage, ob es den Verlagen wirklich wirt-

schaftlich so schlecht geht, wie sie uns glau-

ben machen wollen, spannt sich der themati-

sche Bogen in diesem Jahr. Details:
http://tinyurl.com/km4av3u

http://tinyurl.com/mhexjuu%20
https://dju.verdi.de//service/presseausweis
http://dju.verdi.de/rein/tarifrunde
%20http://tinyurl.com/ltgm2es
http://dju.verdi.de/service/veranstaltungen/%2B%2Bco%2B%2B65f6c36a-0027-11e3-bab2-525400438ccf
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Mit Streiks und Protestkationen in fünf Bundesländern erhöhte die Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) in ver.di am Mar-
tinstag (11. November) den Druck auf den Bundesverband Deutscher Zeitungsverlage (BDZV). Die Streiks und Aktionen standen unter dem 
Motto „Unser Mantel(tarifvertrag) ist unteilbar“. Parallel fand die fünfte Verhandlungsrunde für Tageszeitungsredakteurinnen, -redakteure 
sowie Pauschalisten und Freie in Berlin statt. 

Tarifrunde Tageszeitungen:

Unser Mantel(tarifvertrag) ist unteilbar

Streikversammlung in Ulm

In Ulm trafen sich mehr als 500 Streikende aus Bayern und Baden-Württemberg u.a. von der „Augsburger 
Allgemeinen“, „Allgäuer Zeitung“, „Stuttgarter Nachrichten“, „Stuttgarter Zeitung“, „Schwäbischen Tagblatt“, 
„Reutlinger Generalanzeiger“ und der Südwestpresse.                            Foto: Joachim E. Roettgers GRAFFITI

Kämpferisch in Hessen

In Frankfurt/Main (Foto oben und unten) beteiligen 
sich rund 100 Journalisten, unter anderem vom 
„Darmstädter Echo“ und der „Frankfurter Neuen 
Presse“, an Protesten.                             Fotos: ver.di

200 Beschäftigte 
von Zeitungen aus 
Nordrhein-West-
falen demonst-
rierten  vor dem 
Verlagshaus der 
„Neuen Westfäli-
schen“ auch gegen 
Stellenabbau. (Foto 
rechts). Im Druck-
haus bei  Küster 
Pressedruck  sol-
len 42 Arbeits-
plätze gestrichen 
werden. Die SPD 
ist über die ddvg 
zu 57,5 Prozent 
an der Druckerei 
beteiligt.

Protest in Bielefeld

München: Resolution verabschiedet

In München verabschiedeten rund 100 Beschäftigte  der „Süddeutschen Zeitung“ 
einstimmig eine Resolution an den BDZV zu laufenden Tarifrunde.                           

Hannover: Botschaft im Dunkeln

Vor dem Anzeiger-Hochhaus in Hannover protestierten Beschäftigte mit Luft-
ballons: „Schlechte Bezahlung = Schlechte Zeitung“.                          
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ver.di-Aktionstag:

„Madsack 2018“ nur mit Tarifschutz
Am 13. November protestierten bundesweit 
Beschäftigte des Medienkonzerns Madsack 
gegen das von der Geschäftsführung verkün-
dete Kürzungsprogramm „Madsack 2018“. 
Allein vor der Konzernzentrale in Hannover 
versammelten sich 250 Beschäftigte.  Bun-
desweit forderten Beschäfigte an Madsack-
Standorten Tarifschutz und sichere Arbeits-
plätze. Die Beschäftigten des Callcenters KSC, 
die seit mehr als einem Monat im Dauerstreik 
sind, sowie die Druckerei der „Märkischen All-
gemeine“ in Potsdam und die Redaktion der 
„Oberhessischen Presse“ in Marburg forder-
ten Haustarifverträge.
In Rostock demonstrierten Beschäftigte der 
„Ostsee-Zeitung“ für sichere Arbeitsplätze und 
Tarife. Vor dem Pressehaus in der Rostocker 
Innenstadt versammelten sich „5 vor 12“ 
Journalisten sowie Beschäftigte aus Verlag 
und Technik. In Marburg nahmen rund 30 Be-
schäftigte aus der Redaktion und dem Verlag 
der „Oberhessischen Presse“ an einer aktiven 
Mittagspause teil.  
Auf der Kundgebung in Hannover kritisierte 
der stellvertretende ver.di-Vorsitzende Frank 

Werneke die Konzernpläne mit den Worten: 
“Tarifflucht und Arbeitsplatzabbau sind kein 
Zukunftskonzept.“ Das von Madsack ange-
kündigte Umstrukturierungsprogramm “Mad-
sack 2018“, bei dem es künftig nur noch eine 
Zentralredaktion für alle 18 Zeitungen des 
Konzerns geben soll, bedeute massiven Ar-
beitsplatzabbau. Dies sei verbunden mit einem 
Angriff auf die Arbeitsbedingungen derjenigen 
Beschäftigten im Konzern, die aktuell noch den 
Schutz von Tarifverträgen genießen.
Nach dem in Potsdam bereits erprobten Kon-
zept sollen die Madsack-Verlage und -Drucke-
reien in tariflose Tochterfirmen mit regionaler 
Ausrichtung aufgeteilt werden. Gleichzeitig 
wird der Arbeitsplatzabbau fortgeführt, der 
durch die Konzentration zentraler Unterneh-
mensdienste wie Personalabrechnung und 
Datenverarbeitung bereits begonnen hat.
Madsack erzielte 2012 bei einem Umsatz von 
671 Millionen Euro ein Betriebsergebnis von 
30 Millionen Euro. Größter Einzelgesellschaf-
ter von Madsack ist die ddvg, die Medienhol-
ding der SPD, mit 23,1 Prozent.

http://tinyurl.com/qbfymru  

Vier Jahrzehnt danach:

Fotodokumente aus dem Chile unter Pinochet
Pinochet fürchtete die Fotografen. Zu Recht: 
Dokumentieren war Widerstand und ein Akt 
der Freiheit. Legendäre Bilder furchtloser 
Fotografen führten der Weltöffentlichkeit 
die Zustände und den Terror unter der Mi-
litärjunta vor Augen, die in Chile vor 40 Jah-
ren die Macht übernahm.
Die ver.di-MedienGalerie zeigt seit 6. Novem-
ber etwa 40 großformatige Bilder dreier chile-
nischer Fotografen, die ihre Heimat unter der 
Pinochet-Diktatur von 1973 bis 1990 in den 
Fokus nahmen. Nicht selten entstanden die 
Aufnahmen unter Lebensgefahr auch für die 
Männer mit der Kamera.

„Die Vergangenheit ist nicht tot, sie ist nicht 
einmal vergangen. Chile – 11.9.1973“ heißt 
die Schau, die an den Jahrestag des Putsches 
gegen die Allende-Regierung in Santiago er-
innert. Die Fotografen José Giribás, Oscar 
Navarro und Santiago Oyarzo Pérez sind Mit-
glieder der 1981 gegründeten unabhängigen 
Berufsvereinigung „Asociación de Fotógrafos 
Independientes“ (AFI). Die Fotografen der AFI 
schützten sich beim Dokumentieren blutiger 
Straßenkämpfe und bei Protestaktionen durch 
ihre Kameras oft gegenseitig. Sie spürten auch 
Verhafteten oder Verschleppten nach. Des-
halb wurden sie selbst vom Regime verfolgt 

und mussten zeitweilig emigrieren. Navarro 
und Oyarzo sind längst wieder in ihre Heimat 
zurückgekehrt. José Giribas lebt und arbeitet 
in Berlin. Die in der ver.di-MedienGalerie ge-
zeigte Zusammenstellung von Fotodokumen-
ten ist in dieser Form einmalig. Die Ausstellung 
läuft bis 10. Januar 2014. 

ver.di-Mediengalerie
Dudenstraße 10, 10965 Berlin

www.mediengalerie.org
montags und freitags 14 - 16 Uhr

dienstags 17 - 19 Uhr
donnerstags 14 - 19 Uhr

Aktion der „Bewegung Sebeastian Acevedo“ vor dem Dom in Santiago am 4. Oktober 1988.        
Foto: José Giribás

ver.di sicht.weisen
40 Jahre nach dem Putsch in Chile kan-
didiert für die Präsidentschaftswahl am        
17. November 2013 erneut die Sozialistin 
Michelle Bachelet. Über die Demokratie in 
Chile heute und über die Verantwortung der 
USA für den Putsch des Militärs vor 40 Jah-
ren informieren und diskutieren im Rahmen 
der ver.di-Veranstaltungsreihe sicht.weisen
Maya Fernández Allende (Biologin und En-
kelin des ehemaligen Präsidenten Salvador 
Allende) und Cristián Cuevas Zambrano 
(Gewerkschaft der Leiharbeiter der chileni-
schen Kupferkonzerne).

ver.di sicht.weisen 
28. November 2013 

18 bis 21 Uhr 
ver.di-Bundesverwaltung 

Paula-Thiede-Ufer, 10179 Berlin

http://tinyurl.com/q4zvyum

Madsack-Beschäftigte protestieren. 
Foto: Marta Krajinovic

ver.di-Blogs zu den Konflikten bei Madsack: 
http://madsack2018.wordpress.com
http://haustarif2013ksc.wordpress.com

http://tinyurl.com/qbfymru%20
http://www.mediengalerie.org
http://tinyurl.com/q4zvyum%20
http://madsack2018.wordpress.com
http://haustarif2013ksc.wordpress.com
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DIE STÄRKE VON VER.DI WÄCHST MIT
JEDEM MITGLIED – DER BEITRITT LOHNT SICH.

https://mitgliedwerden.verdi.de/
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 Twitter-Tipps
Fachgruppe 
Verlage, Druck 
und Papier:  
@vdp_in_verdi

die dju:
@djuverdi

Tarifinfos:
@tarif_medien

Zeitungszusteller:

Keine Ausnahmen: 8,50 Euro Mindestlohn!
„Es gibt keinen Grund, der eine Ausnahme der 
Zeitungszusteller aus einem gesetzlichen Min-
destlohn rechtfertigen würde. Die zukünftige 
Bundesregierung darf hier auf keinen Fall ein 
Einfallstor schaffen, das einzelnen Verlagen 
die Möglichkeit gibt, ihre Zusteller weiterhin 
zu Billiglöhnen auf die Straßen zu schicken 
und sich damit einen Wettbewerbsvorteil ge-
genüber denen zu verschaffen, die ordentliche 
Bedingungen geschaffen haben. Für uns steht 
fest: Lohndumping im Zustellbereich darf kei-
nesfalls legalisiert werden“, unterstrich Frank 
Werneke. Insgesamt sind in der Zustellerbran-
che rund 300.000 Menschen tätig.
Zeitungszustellerinnen und Zusteller arbeiten 
überwiegend nachts und unter schwierigsten 
Bedingungen. Stundenlöhne von vier Euro und 
weniger sind in Deutschland keine Seltenheit. 
Es gibt kaum Tarifverträge und keine einheitli-
chen Grundsätze und Regeln für die Lohnhöhe 
und die Gestaltung der verschiedenen Entloh-
nungssysteme.
Meist ist die Grundlage ein Stücklohn, die Zu-
stellerinnen und Zusteller werden also pro 
verteilter Zeitung bezahlt. Für manche Tätig-
keiten gibt es auch Zeitlöhne. Hinzu kommt die 
Bezahlung bestimmter Erschwernisse oder 
Aufwendungen wie Weglänge oder Nutzung 
von Fahrzeugen, so dass sich die tatsächliche 
Lohnhöhe meist aus einer Kombination dieser 
unterschiedlichen Faktoren zusammensetzt.

ver.di-Positionspapier zum Mindestlohn für 
Zustellerinnen und Zusteller mit ausführlichen 
Informationen:

http://tinyurl.com/kna78u2

Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) kritisiert die Forderung von Zeitungsverle-
gern und Vertretern des Bundesverbands Deutscher Zeitungsverleger (BDZV), Zeitungszu-
steller von einem künftigen gesetzlichen Mindestlohn auszuschließen, als „sozial verantwor-
tungslos und nicht hinnehmbar“.

„In halbwegs anständigen Zustellbetrieben be-
kommen die Zusteller auch heute schon einen 
Stundenlohn von über 8,50 Euro. Ein gesetz-
licher Mindestlohn trifft also die ‚schwarzen 

Schafe‘ der Branche und erfüllt damit seinen 
Zweck: Wettbewerb zulasten der Beschäftig-
ten auszuhebeln“, betonte der stellvertretende 
ver.di-Vorsitzende Frank Werneke.  

Wenn andere schlafen sind Zeitungszusteller längst auf den Beinen: Obwohl ihre gute Arbeit für die 
Verlage unverzichtbar ist, werden sie meist nur schlecht bezahlt.  
                        Foto: Werner Bachmeier

C.H. Beck: Watschen vom Gericht
Das Landesarbeitsgericht (LAG) München 
hat festgestellt, dass der Arbeitgeber den 
Betriebsrat in der Nördlinger Druckerei von 
C.H. Beck behindert hat. Das ist mehr als pein-
lich für ein Haus, dass einen renommierten 
juristischen Fachverlag sein eigen nennt und 
Herausgeber des Standardkommentars zum 
Betriebsverfassungsgesetz ist. 
Ausgangspunkt der Auseinandersetzung wa-
ren die sogenannten „Ergänzungsverträge“. 
Darin waren Entgelterhöhungen und Beschäf-
tigungssicherung zugesagt, allerdings gebun-
den an den Abschluss einer Betriebsverein-
barung über flexible Arbeitszeiten wie vom 
Arbeitgeber vorgelegt. Diese Erpressung war 
der Versuch, einen Keil zwischen Betriebsrat 
und Belegschaft zu treiben. Nach Auffassung 
des Betriebsrats unterlaufe das erzwungene 
Wohlverhalten eine sachgerechte Ausübung 
seines Mitbestimmungsrechts. Der Betriebs-
rat erhob daraufhin Feststellungsklage, dass 
er in seiner Arbeit behindert worden war und 
beantragte, dass der Arbeitgeber dies künftig 
zu unterlassen hat.
ver.di-Blog zur die aktuelle Entwicklung:

http://chbeck-verdi.blogspot.de/

Flammender Appell bei Bauer
Beim Zeitschriftenverlag Bauer sind 33 Be-
schäftigte akut von Kündigung bedroht. Der 
Betriebsrat der BVG Medien KG und die von 
Kündigung bedrohten 33 Kolleginnen und 
Kollegen haben in einem dringenden Appell 
den Redaktionsmitgliedern von TV Movie, tv 
Klar, TV 14, tv Hören und Sehen, Fernsehwo-
che und Auf einen Blick detailliert dargestellt, 
welche Auswirkungen die Auslagerung ihrer 
Arbeit haben würde.
Sie erläutern ausführlich, welche Arbeits-
bereiche sie abdecken und wie wichtig ihre 
Tätigkeit für die Qualität der Zeitschriften 
ist. Unter anderem schreiben sie: „diverse 
objektspezifische Wünsche werden von uns 
von Hand nachgearbeitet: z.B. Sonderzei-
chen eigefügt (Gehörlosenzeichen, Dolby, 
HD …), Untertitel deutlich gemacht, Folge-
nummern abgeklärt, Wiederholungen von 
Sendungen datiert u.v.m.“.
In ihrem Appell betonten sie ihre Sorge um 
die Qualität der Zeitschriften und unterstri-
chen: „Wir würden auch gerne weiterhin 
unseren Job für Sie und die Programmzeit-
schriften machen.“ Link zum Blog:

http://wirstehenauf.wordpress.com/

http://verlage-druck-papier.verdi.de/service/publikationen/%2B%2Bco%2B%2Bfa140ebe-0382-11e3-922b-52540059119e
https://mitgliedwerden.verdi.de/
http://tinyurl.com/kna78u2
http://chbeck-verdi.blogspot.de/
http://wirstehenauf.wordpress.com/

